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Die reiche Schweiz will noch
mehr Personal sparen
Finanzministerin spricht von 2600 Verwaltungsstellen
du. ZÜRICH, 30. Juni. Seit Jahren er-
wirtschaftet die Schweiz auf Bundesebe-
ne Haushaltsüberschüsse. Im laufenden
Jahr wird eine schwarze Null" erwar-
tet, danach sind zumindest bis ein-
schließlich 2018 wieder deutlich positi-
ve Zahlen geplant. Und nun dies: Fi-
nanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf will den Personalbestand des
Bundes um 2600 Stellen kappen. Das
sind knapp 8 Prozent der 33 000 Voll-
zeitarbeitsplätze. Die Aufregung in der
Schweiz ist beträchtlich, waren doch bis-
her 1600 bis 2000 Stellen im Gespräch.
Jetzt nimmt Widmer-Schlumpf sogar
das Wort Kündigungen von Beschäftig-
ten" in den Mund ein Reizthema gera-
de in der öffentlichen Verwaltung. Geg-
ner und Unterstützer der Finanzministe-
rin fragen sich, warum die Ressortche-
fin ohne aktuellen Anlass den Ton ver-
schärft.

Sicher ist, dass an einem Personalab-
bau auf Bundesebene kein Weg vorbei-
führt, nachdem das Parlament in Bern
Ende vergangenen Jahres die Regierung
aufgefordert hatte, Pläne für einen Ab-
bau der Personalkosten um 300 Millio-
nen Franken im Jahr vorzulegen. Wid-
mer-Schlumpf hatte aber bisher eben-
falls nur eine Verminderung um höchs-
tens 2000 Arbeitsplätze für nötig erach-
tet. Warum sie jetzt eine höhere Zahl ins
Gespräch bringt, konnte ihr Ministeri-
um am Montag auf Presseanfragen nicht
erklären. Der Zeitplan ist lang gestreckt.
Im Herbst will die Finanzministerin drei
mögliche Wege vorlegen, wie das Ein-
sparziel zu erreichen ist. Beginnen soll
der Personalabbau, so er denn durch-
kommt, erst von 2016 an. Schon jetzt

warnt Widmer-Schlumpf aber vor ei-
nem massiven Leistungsabbau", soll-
ten die 2600 Stellen wegfallen.

Ihre politischen Gegner im konserva-
tiven Lager um die Schweizerische
Volkspartei (SVP) vermuten denn auch,
dass die Ministerin durch die höher an-
gesetzten Zahlen das Projekt frühzeitig
scheitern lassen will. Widmer-Schlumpf
gehört der kleinen SVP-Abspaltung Bür-
gerlich-Demokratische Partei (BDP) an
und wird immer wieder von den Sozial-
demokraten und den Grünen unter-
stützt. Die Sozialdemokraten sind die
zweitstärkste Partei im nationalen Parla-
ment, dem Nationalrat. SVP-Finanzpoli-
tiker vermuten denn auch hinter der
Katastrophenmeldung" ein politi-
sches Kalkül". Hannes Germann, einer
ihrer führenden Vertreter, plädiert für
Einsparungen mit Augenmaß. Zugleich
hielt er fest: Dieser Kahlschlag ist un-
realistisch". Auf der Gegenseite meinte
am Montag der sozialdemokratische Par-
lamentsabgeordnete Cdric Wermuth,
sparen könne man zum Beispiel im Ver-
teidigungsressort. Hingegen müsse in
Gebiete wie Bildung, Gesundheit und
die Energiewende ganz im Gegenteil in
den nächsten Jahren investiert werden.
Allerdings ist das Gesundheitswesen
schon jetzt einer der in der Beschäfti-
gung am stärksten wachsenden Berei-
che in der Schweiz.

Im Gegensatz zum Bund ist die Lage
in den 26 Kantonen weniger rosig. Seit
2011 verbuchen sie zusammengenom-
men ein Defizit. Im vergangenen Jahr be-
trug es knapp 500 Millionen Franken.
Im Bund werden dagegen 300 Millionen
Franken durch den Verzicht auf das
neue Gripen-Kampfflugzeug frei.


